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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

29.01.2014 

Geschäftszahl 

2010/13/0006 

Rechtssatz 

Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits zu § 2 Abs. 3 UStG 1972 im Erkenntnis vom 24. April 1980, 2730/77, 
VwSlg 5480 F/1980, zum Betrieb eines Hallenbades durch eine Körperschaft öffentlichen Rechts 
ausgesprochen, dass es im Sinne der Absicht des Gesetzgebers, bei der Besteuerung der öffentlichen Hand eine 
bessere Trennung des Hoheitsbetriebes vom unternehmerischen Bereich der Körperschaften des öffentlichen 
Rechts zu erzielen, zur Trennung des Betriebes in einen Hoheitsbetrieb und einen Betrieb gewerblicher Art 
ausreicht, wenn beispielsweise eine klare zeitliche Trennung vorliegt (auf den gemeinsamen Faktor etwa des 
Grundstücks oder der technischen Einrichtung kommt es dabei nicht an). Dass eine solche Beurteilung nicht 
auch der Absicht des Gesetzgebers zum UStG 1994 entspräche, ist nicht erkennbar, wobei hier auch zu beachten 
ist, dass das Unionsrecht das Überwiegensprinzip zur Beurteilung so genannter Mischbetriebe nicht kennt (vgl. 
z.B. Scheiner in Achatz, Die Besteuerung der Non-Profit-Organisationen2, Wien 2004, 191, sowie Raab, 
Mischbetriebe von Körperschaften des öffentlichen Rechts, ÖStZ 2008/893, 444 (447ff)). 
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